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ie restriktiven Arzneimittel-
 und der Drohung des Kollek-
 hat sich die Versorgung von
chmerzkranken weiter ver-
 Dies ist von der Bundesregie-
nicht gewollt; mit welchen
 wird die Bundesregierung
ntwicklung gegensteuern?
tändlich ist mir eine gute Schmerz-
der Patientinnen und Patienten
iesem Grunde wurden bereits ver-
ßnahmen ergriffen, um die noch

gende Schmerzbehandlung, ins-

besondere der Patien-
ten mit chronischen
Schmerzen, zu ver-
bessern. Neben den
Erleichterungen bei
der Verschreibung von
Arzneimitteln, die unter die Betäubungsmittelver-
ordnung fallen, sind die Neuregelungen zur Qua-
litätssicherung, die mit der GKV-Gesundheitsre-
form in Kraft getreten sind, hervorzuheben. Sie
haben die notwendigen Rahmenbedingungen
geschaffen, damit eine für den Patienten spürba-
re Qualitätsverbesserung auch in der Schmerz-

therapie möglich ist. Darüber hinaus hat das
Bundesministerium für Gesundheit einige Mo-
dellprojekte für die Erprobung konkreter Maß-
nahmen zur besseren Behandlung von
Schmerzpatienten gefördert. Die Einrichtung ei-

nes Krebsschmerztelefons im Rahmen des
Krebsinformationsdienstes am Deutschen
Krebsforschungszentrum Heidelberg mit
Mitteln des Bundesministeriums für Ge-
sundheit gehört zu den Initiativen meines
Hauses, die den Schmerzpatienten unmit-
telbar dienen.

Über die Verordnung von Arzneimitteln
zu Lasten der Krankenkassen entscheidet
im konkreten Einzelfall der behandelnde
Arzt. Weder die gesetzlichen Regelungen
zum Arzneimittelbudget noch diejenigen zur
Wirtschaftlichkeitsprüfung stehen einer opti-
malen Versorgung mit Schmerzmitteln, die
durch das vielfältige Angebot entsprechen-

der Arzneimittel in Deutschland erst möglich
wird, entgegen. Gleichwohl sind das „Arzneimit-
telbudget“ und der „Kollektivregress“ mit erhebli-
chen Umsetzungsproblemen behaftet. Deshalb
wird das Bundesministerium für Gesundheit in
Kürze eine Alternative zum Kollektivregress
beim Arzneimittelbudget vorlegen.

inischen Studien, wie auch prakti-
hrungen, belegen, dass Schmerz-
eutschland nicht ausreichend mit
andelt werden, obwohl bei ihnen
e opioidpflichtige Schmerzkrank-
Durch die bürokratischen Hürden
gsmittelverordnung (BtmVV) wird
ssene Schmerztherapie mit Opioi-

den behindert und Schmerzpatienten eine ent-
sprechende Medikation oftmals vorenthalten.

Mit der Verschreibung von retardierten Mor-
phinzubereitungen und verwandten Wirkstoffen
der Stufe III nach WHO ist das Risiko einer Ab-
hängigkeitsentwicklung praktisch nicht vorhan-
den. Die Gleichbehandlung von Schmerzpati-
enten mit Personen, die eine Substitutionsbe-

handlung erhalten, ist diskriminierend und in
keiner Weise gerechtfertigt. Um die Schmerz-
therapie bei Patienten mit opioidpflichtigen
Schmerzzuständen sicherzustellen, fordern wir
die schnellstmögliche Abschaffung der diskri-
minierenden Verordnung von retardierten
Opioiden auf Betäubungsmittelrezept !

Frankfurt, den 14.03.2001
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lution zur Vereinfachung der Betäubungsmittelverordnung

 Wir fordern die Abschaffung der Verordnung von retardierten Opioiden auf Betâäubungsmittelrezept!
Machen auch Sie mit an dieser Aktion

Senden Sie Ihre Unterschrift per Fax  an  0 61 71 - 28 60 22
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rthels Dr. med. O. Emrich Dr. med. D. Jungck

öter Dr. med. T. Nolte Dr. med. G. Müller-Schwefe

eimittelbudgets, Kollektiv-
ss und Risikostruktur-
leich bald passé?
lbudgets und Kollektivregress lassen sich de facto
 Praxis umsetzen. Daher wird an den Alternativen fie-
rbeitet. Welche konkreten Änderungen in der Ge-
olitik in dieser Legislaturperiode geplant sind, schil-
desgesundheitsministerin Ulla Schmidt, Berlin, im
terview.
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Ulla Schmidt, Berlin.
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